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Beschlußempfehlung 
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Bericht der Abgeordneten Kolbow und Kossendey 

1. Allgemeines 

Der Antrag - Drucksache 11/2897 — wurde in der 
95. Sitzung des Deutschen Bundestages am 23. Sep-
tember 1988 dem Verteidigungsausschuß federfüh-
rend und dem Auswärtigen Ausschuß sowie dem Aus-
schuß für Verkehr mitberatend überwiesen. Der Ver-
teidigungsausschuß hat den Antrag in seiner 86. Sit-
zung am 25. Oktober 1989 beraten. Der Auswärtige 
Ausschuß und der Ausschuß für Verkehr haben ihre 
Voten am 8. November 1989 abgegeben. 

2. Inhalt der Vorlage 

Nach der Zielsetzung des Antrages soll der Deutsche 
Bundestag das dauerhafte Verbot jeglicher Beteili-
gung von Militärmaschinen an öffentlichen Flug-
schauen in der Bundesrepublik Deutschland for-
dern. 

Des weiteren wird eine Feststellung des Deutschen 
Bundestages erstrebt, daß der Bundesminister der 
Verteidigung für die Genehmigung des Flugtages der 
US-Luftwaffe in Ramstein am 28. August 1988 ein-
schließlich aller Flugvorführungen und ebenso für 
den gleichzeitig abgehaltenen Flugtag der Bundes-
luftwaffe in Nörvenich zuständig gewesen sei. 

Ferner soll der Deutsche Bundestag erklären, daß er 
die Konstituierung des Verteidigungsausschusses als 
Untersuchungsausschuß gemäß Artikel 45 a Abs. 2 
GG zur Klärung, ob und in welcher Weise der Bundes-
minister der Verteidigung seiner Verantwortung in 
diesen Fällen nachgekommen sei, für sinnvoll halte. 
Der Verteidigungsausschuß hatte sich auf Antrag der 
Fraktion der SPD am 21. September 1988 zur Abklä-
rung der Vorgänge bei und im Zusammenhang mit 
den Flugtagen in Ramstein und Nörvenich am 28. Au-
gust 1988 als Untersuchungsausschuß konstituiert. 

3. Stellungnahme der beteiligten Ausschüsse 

Der Auswärtige Ausschuß und der Ausschuß für Ver-
kehr haben jeweils am 8. November 1989 einstimmig 
die Empfehlungen beschlossen, den Antrag als erle-
digt anzusehen. 

4. Ausschußempfehlung 

Der federführende Verteidigungsausschuß hat ein-
stimmig die Empfehlung beschlossen, den Antrag als 
erledigt anzusehen. 

Die Beratungen im Verteidigungsausschuß wurden 
maßgeblich dadurch bestimmt, daß der Untersu

-

chungsausschuß am 29. September 1989 seinen Ab

-

schlußbericht festgestellt und beschlossen hatte, ihn 
dem Deutschen Bundestag mit der Beschlußempfeh-
lung vorzulegen, ihn zur Kenntnis zu nehmen. 

Seitens der Koalitionsfraktionen wurde die Auffas-
sung vertreten, daß der am 9. September 1988 einge-
brachte Antrag auf der Grundlage des jetzigen, in 
einem einjährigen Untersuchungsverfahren gewon-
nenen Erkenntnisstandes ergänzt bzw. relativiert 
werden müßte. Ein von ihnen vorbereiteter Ände-
rungsantrag ziele anstelle eines st rikten Verbotes auf 
Verbesserungen der Sicherheit aller, einschließlich zi-
viler und nichtöffentlicher, Flugtage. Es bestehe auch 
kein Anlaß für das Parlament zur Bestätigung gesetz-
licher Zuständigkeiten, die zudem differenzierter zu 
sehen seien und in ihren Grundzügen bereits kurz 
nach dem Unglück festgestanden hätten. Statt dessen 
seien die von den Bundesministern der Verteidigung 
und für Verkehr inzwischen getroffenen Maßnahmen 
ausdrücklich anzuerkennen. Auch solle die Befürwor-
tung des Untersuchungsverfahrens keine gegen das 
Bundesministerium der Verteidigung gerichteten In-
tentionen zum Ausdruck bringen, sondern den Nut-
zen des Untersuchungsausschusses — neben anderen 
Gremien — für die Ursachenforschung betonen. 

Die Fraktion der SPD erklärte hierzu, daß die im An-
trag enthaltenen Aussagen und Forderungen durch die 
Feststellungen des Untersuchungsausschusses bestä-
tigt worden seien. Der Änderungsantrag der Koali-
tionsfraktionen bleibe trotz teilweiser Übereinstim-
mung in wesentlichen Punkten hinter der Zielsetzung 
des Antrages zurück. Dies gelte insbesondere für die 
Notwendigkeit eines dauerhaften Verbotes militäri-
scher Flugschauen, da die mit derartigen Veranstal-
tungen verbundenen Risiken weder durch Sicher-
heitsvorschriften noch durch ein sorgfältiges Geneh-
migungsverfahren vollkommen ausgeschlossen wer-
den könnten. Im Untersuchungsverfahren seien auch 
Unklarheiten hinsichtlich der Zuständigkeiten deut-
lich geworden. Wie der Bundesminister der Verteidi-
gung seine Verantwortung wahrgenommen habe, sei 
— wie sich aus dem Einsetzungsbeschluß ergebe — 
wesentlicher Teil des Untersuchungsgegenstandes 
gewesen. 

Seitens der Fraktion DIE GRÜNEN wurde die Auffas-
sung vertreten, sowohl der Antrag als auch der Ände-
rungsantrag seien inhaltlich durch die Ergebnisse des 
Untersuchungsverfahrens überholt. Es erscheine 
sinnvoller, die Auffassungen der Fraktionen in der 
Plenardebatte durch entsprechende Anträge zu ver-
deutlichen. 

Im Hinblick auf die Möglichkeit, bei der Behandlung 
des Abschlußberichtes des Untersuchungsausschus-
ses im Plenum des Deutschen Bundestages die Stand-
punkte der Fraktionen auch zu den im Antrag 11/2897 
enthaltenen Feststellungen und Forderungen darzu-
legen, wurde einvernehmlich von einer weiteren Be- 
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ratung abgesehen und festgestellt, daß der Antrag 
wegen des Zeitablaufes seit seiner Einbringung und 
des inzwischen vorliegenden Abschlußberichtes des 

Untersuchungsausschusses als erledigt betrachtet 
werde und sich ein Änderungsantrag hierzu erüb-
rige. 

Bonn, den 9. November 1989 

Kolbow Kossendey 

Berichterstatter 




